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10. GWB-Novelle (aka GWB-Digitalisierungsgesetz) 

Synopse Befugnisse der Kartellbehörden 

 

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 

1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

25. März 2020 (BGBl. I S. 674) geändert worden ist 

Referentenentwurf des Bundesministeriums für Wirt-

schaft und Energie  

Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Änderung des Geset-

zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen für ein fokus-

siertes, proaktives und digitales Wettbewerbsrecht 4.0 

(GWB-Digitalisierungsgesetz) (Bearbeitungsstand 

24.1.2020) 

  

§ 32a Einstweilige Maßnahmen […] 

(1) Die Kartellbehörde kann in dringenden Fällen, wenn 

die Gefahr eines ernsten, nicht wieder gutzumachenden 

Schadens für den Wettbewerb besteht, von Amts wegen 

einstweilige Maßnahmen anordnen. 

(1) Die Kartellbehörde kann von Amts wegen einstwei-

lige Maßnahmen anordnen, wenn eine Zuwiderhand-

lung im Sinne des § 32 Absatz 1 überwiegend wahr-

scheinlich erscheint und die einstweilige Maßnahme 

zum Schutz des Wettbewerbs oder aufgrund einer un-

mittelbar drohenden, schwerwiegenden Beeinträchti-

gung eines anderen Unternehmens geboten ist. Dies gilt 

nicht, sofern das betroffene Unternehmen Tatsachen 

glaubhaft macht, nach denen die Anordnung eine unbil-

lige, nicht durch überwiegende öffentliche Interessen ge-

botene Härte zur Folge hätte. 

(2) Die Anordnung gemäß Absatz 1 ist zu befristen. Die 

Frist kann verlängert werden. Sie soll insgesamt ein Jahr 

nicht überschreiten. 

[…] 

  

§ 32c Kein Anlass zum Tätigwerden […] 

Sind die Voraussetzungen für ein Verbot nach den §§ 1, 19 

bis 21 und 29, nach Artikel 101 Absatz 1 oder Artikel 102 

des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union nach den der Kartellbehörde vorliegenden Er-

kenntnissen nicht gegeben, so kann sie entscheiden, dass 

für sie kein Anlass besteht, tätig zu werden. Die Entschei-

dung hat zum Inhalt, dass die Kartellbehörde vorbehalt-

lich neuer Erkenntnisse von ihren Befugnissen nach den 

§§ 32 und 32a keinen Gebrauch machen wird. Sie hat 

keine Freistellung von einem Verbot im Sinne des Satzes 

1 zum Inhalt. 

(1) […] 

 
(2) Unabhängig von den Voraussetzungen nach Absatz 1 

kann die Kartellbehörde auch mitteilen, dass sie im Rah-

men ihres Aufgreifermessens von der Einleitung eines 

Verfahrens absieht.   
(3) Das Bundeskartellamt kann allgemeine Verwaltungs-

grundsätze über die Ausübung seines nach Absatz 1 und 

2 bestehenden Ermessens festlegen.   
(4) Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen ha-

ben auf Antrag gegenüber dem Bundeskartellamt einen 

Anspruch auf eine Entscheidung nach Absatz 1, wenn sie 

im Hinblick auf eine Zusammenarbeit mit Wettbewer-

bern ein erhebliches rechtliches und wirtschaftliches In-

teresse an einer solchen Entscheidung haben. Das Bun-

deskartellamt soll innerhalb von sechs Monaten über ei-

nen Antrag nach Satz 1 entscheiden. 
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§ 32e Untersuchungen einzelner Wirtschaftszweige und 

einzelner Arten von Vereinbarungen 

[…] 

(1) Lassen starre Preise oder andere Umstände vermuten, 

dass der Wettbewerb im Inland möglicherweise einge-

schränkt oder verfälscht ist, können das Bundeskartell-

amt und die obersten Landesbehörden die Untersuchung 

eines bestimmten Wirtschaftszweiges oder – Sektor 

übergreifend – einer bestimmten Art von Vereinbarungen 

durchführen. 

(1) Lassen starre Preise oder andere Umstände vermuten, 

dass der Wettbewerb im Inland möglicherweise einge-

schränkt oder verfälscht ist, können das Bundeskartell-

amt und die obersten Landesbehörden die Untersuchung 

eines bestimmten Wirtschaftszweiges oder – Sektor 

übergreifend – einer bestimmten Art von Vereinbarungen 

oder Verhaltensweisen durchführen. 

(2) Im Rahmen dieser Untersuchung können das Bundes-

kartellamt und die obersten Landesbehörden die zur An-

wendung der Vorschriften dieses Teils oder des Artikels 

101 oder 102 des Vertrages über die Arbeitsweise der Euro-

päischen Union erforderlichen Ermittlungen durchfüh-

ren. Sie können dabei von den betreffenden Unternehmen 

und Vereinigungen Auskünfte verlangen, insbesondere 

die Unterrichtung über sämtliche Vereinbarungen, Be-

schlüsse und aufeinander abgestimmte Verhaltenswei-

sen. 

[…] 

(3) Das Bundeskartellamt und die obersten Landesbehör-

den können einen Bericht über die Ergebnisse der Unter-

suchung nach Absatz 1 veröffentlichen und Dritte um 

Stellungnahme bitten. 

[…] 

(4) § 49 Absatz 1 sowie die §§ 57, 59 und 61 gelten entspre-

chend. 

(4) § 49 Absatz 1 sowie die §§ 57, 59, 59a, 59b und 61 gelten 

entsprechend. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend bei begründe-

tem Verdacht des Bundeskartellamts auf erhebliche, dau-

erhafte oder wiederholte Verstöße gegen verbraucher-

rechtliche Vorschriften, die nach ihrer Art oder ihrem 

Umfang die Interessen einer Vielzahl von Verbraucherin-

nen und Verbrauchern beeinträchtigen. Dies gilt nicht, 

wenn die Durchsetzung der Vorschriften nach Satz 1 in 

die Zuständigkeit anderer Bundesbehörden fällt. Absatz 4 

gilt mit der Maßgabe, dass die Regelungen zum Betreten 

von Räumlichkeiten der Betroffenen zum Zweck der Ein-

sichtnahme und Prüfung von Unterlagen gemäß § 59 Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 3, den Absätzen 2 und 3 sowie die 

Regelungen zu Durchsuchungen nach § 59 Absatz 4 keine 

Anwendung finden. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend bei begründe-

tem Verdacht des Bundeskartellamts auf erhebliche, dau-

erhafte oder wiederholte Verstöße gegen verbraucher-

rechtliche Vorschriften, die nach ihrer Art oder ihrem 

Umfang die Interessen einer Vielzahl von Verbraucherin-

nen und Verbrauchern beeinträchtigen. Dies gilt nicht, 

wenn die Durchsetzung der Vorschriften nach Satz 1 in 

die Zuständigkeit anderer Bundesbehörden fällt. Absatz 4 

gilt mit der Maßgabe, dass die Regelungen zum Betreten 

von Räumlichkeiten der Betroffenen zum Zweck der Ein-

sichtnahme und Prüfung von Unterlagen gemäß § 59a so-

wie die Regelungen zu Durchsuchungen nach § 59b keine 

Anwendung finden. 

(6) Der Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen einer Ab-

mahnung nach § 12 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes gegen 

den unlauteren Wettbewerb ist ab der Veröffentlichung 

eines Abschlussberichts über eine Sektoruntersuchung 

nach Absatz 5 für vier Monate ausgeschlossen. 

[…] 
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